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1. Problemstellung 
1. Problemstellung 

Kommt ein Vertrag gültig zustande und wird er überhaupt nicht erfüllt 
oder jedenfalls nicht so wie es von den Vertragsparteien vereinbart worden 
ist, so werden von den (europäischen) Rechtssystemen verschiedene 
Rechtsbehelfe vorgesehen, mittels welcher der Gläubiger auf ein derartiges 
Verhalten seines Vertragspartners reagieren kann. Als Teil dieses Sanktio-
nensystems hat sich der Rechtsbehelf der Vertragsaufhebung1 international 
etabliert2.

Solche Lösungsrechte von der rechtsgeschäftlichen Bindung erfahren 
jedoch, bedingt auch durch ihre geschichtliche Entwicklung3, in den ein-
zelnen Rechtsordnungen vielfältige Ausgestaltungen. Hinsichtlich Art und 
Weise der Durchführung der Vertragsaufhebung sowie insbesondere in 
Fragen der Rückabwicklung im Anschluss daran lässt sich bisher, auch 
unter Bezugnahme auf das Übereinkommen der Vereinten Nationen über 
Verträge über den internationalen Warenkauf (CISG)4, die Grundregeln 
des Europäischen Vertragsrechts – The Principles of European Contract 
Law (EP)5 und die Principles of European Sales Law (PESL)6 sowie die 

1 Zur verwendeten Terminologie siehe unten 2.a. 
2 Für eine Kurzanalyse des Entwicklungsstandes siehe Flessner, ZEuP 1997, 260 ff.; 

vgl. auch Kommission der Europäischen Gemeinschaften, Grünbuch über Verbrauchsgü-
tergarantien und Kundendienst, KOM (93) 509 endg. v. 15.11.1993, Brüssel 1993, 52. 

3 So Schlechtriem, in Basedow (Hg.), Vertragsrechtsvereinheitlichung (2000), 159 f. 
4 Die Originalfassung der United Nations Convention on Contracts for the Interna-

tional Sale of Goods (UN-Kaufrecht) laut der US-amerikanischen Publikation 52 Federal 
Register 6262, 6264-6280 (March 2, 1987), United States Code Annotated, Title 15, 
Appendix (Supp. 1987). Deutsch ist nicht Vertragssprache, wodurch die Notwendigkeit 
auftrat, eine amtliche Übersetzung zu verfassen, welche anlässlich einer Übersetzungs-
konferenz der deutschsprachigen Länder im Jahre 1982 in Bonn keine völlige Überein-
stimmung erzielen konnte, vgl. hierzu Schwenzer, in Schlechtriem/Schwenzer (Hg.), 
Kommentar, Einl 27. Für den deutschsprachigen Text siehe etwa bei 
Schlechtriem/Schwenzer (Hg.), Kommentar, 1-24. 

5 Erarbeitet von der Commission on European Contract Law (abgekürzt CECL) unter 
der Leitung von Ole Lando. Vgl. Lando/Beale (Hg.), Principles, I and II (2000); Lan-
do/Clive/Prüm/Zimmermann (Hg.), Principles, III (2003). Deutschsprachige Ausgabe der 
Teile I und II von The Principles of European Contract Law (abgekürzt PECL – „Europä-
ische Vertragsgrundregeln“) in von Bar/Zimmermann (Hg.), Grundregeln (2002), Teil III 



Einleitung 2

Grundregeln der Internationalen Handelsverträge – Principles of Internati-
onal Commercial Contracts (UP)7, keine einheitliche Tendenz erkennen8.

Die rechtsvergleichende Gegenüberstellung der von den Rechtssyste-
men bereitgestellten Lösungen zu den genannten beiden Problemkreisen ist 
einerseits von eminenter praktischer Relevanz im (internationalen) Ge-
schäftsverkehr. Andererseits ist eine wissenschaftliche Untersuchung im 
Hinblick auf die Diskussion um eine Vereinheitlichung des Schuldver-
tragsrechts in der Europäischen Union9 unumgänglich. So stellt der inter-

in von Bar/Zimmermann (Hg.), Grundregeln III (2005); für deutschsprachige Überset-
zung der Artikel vgl. ZEuP 2000, 675 ff sowie ZEuP 2003, 895 ff; siehe für weitere bib-
liografische Hinweise auch Zimmermann, Restitutio in integrum, in Hon-
sell/Zäch/Hasenböhler (Hg.), FS Kramer (2004), 735 Fn. 1. 

6 Im Rahmen der übergeordneten Study Group on a European Civil Code (siehe 
http://www.sgecc.net und von Bar, Die Study Group on a European Civil Code, in Gott-
wald/Jayme/Schwab (Hg.), FS Henrich (2000), 1; McGuire, ZfRV 2006, 163) hat das 
Working Team on a European Sales Law die Principles of European Sales Law erarbeitet 
(vgl. Heutger/Jeloschek, Towards a European Sales Law?, in Hartkamp u.a. (Hg.), Civil 
Code (2004), 533). Zur Thematik der Rückabwicklung aufgehobener Verträge enthalten 
die PESL, unter Verweis auf Erwägungsgrund 15 VbrKfRil, nichts Eigenes und es wer-
den die Europäischen Vertragsgrundregeln herangezogen (vgl. PESL Autorenkommentar 
(2008), Art. 4:206 Anm. A; siehe grundsätzlich Art. 1:201 PESL für deren Beziehung zu 
den Europäischen Vertragsgrundregeln). Allgemein arbeiten die Principles of European 
Sales Law im Bereich der Rechtsbehelfe sehr stark mit Verweisungen auf die Europäi-
schen Vertragsgrundregeln. Auf für die Zwecke dieser Arbeit relevante Besonderheiten 
der PESL wird an den einschlägigen Stellen aber hingewiesen werden. 

7 Erarbeitet vom Internationalen Institut für die Vereinheitlichung des Privatrechts 
(abgekürzt UNIDROIT – „Unidroit-Grundregeln“) – http://www.unidroit.org/. Die aktu-
elle Fassung ist in englischer und französischer Sprache erhältlich: UNIDROIT Prin-
ciples of International Commercial Contracts, abgedruckt in UNIDROIT Principles 2004. 
Eine deutsche Übersetzung von Schlechtriem/Zimmermann/Kleinheisterkamp ist abge-
druckt in ZEuP 2005, 470 ff.; vgl. auch Zimmermann, ZEuP 2005, 264 ff. Zu grundle-
genden Fragen siehe auch Heidemann, Methodology (2007), 1 ff.; Bonell, Uniform LR 
2007, 233 ff. Zu aktuellen neueren Vorhaben im Bereich der Rückabwicklung gescheiter-
ter Verträge siehe jedoch in Unidroit 2006 – Study L – Doc. 99, 3 ff. Rz 11-15; Unidroit 
2006 – Study L – Misc. 26, 8 ff. Rz 44-83; Unidroit 2007 – Report 2006 – C.D. (86) 2, 
14, sowie vor allem das von Reinhard Zimmermann für die Working Group for the prepa-
ration of Principles of International Commercial Contracts (3rd) ausgearbeitete „Position 
Paper“ in Unidroit 2007 – Study L – Doc. 100, 3 ff., sowie „Draft Chapter“ in Unidroit 
2008 – Study L – Doc. 105, 1 ff.; vgl. dazu auch Unidroit 2007 – Study L – Misc. 27, 
30 ff. 

8 So auch etwa Schlechtriem, IECL X-Introduction (2007), 8; ders., Abstandnahme 
vom Vertrag, in Basedow (Hg.), Vertragsrechtsvereinheitlichung (2000), 177; ders., FS 
Müller-Freienfels (1986), 526. Siehe auch Unidroit 2006 – Study L – Doc. 99, 3 ff. 

9 Siehe hierzu die Mitteilung der Europäischen Kommission an den Rat und das Eu-
ropäische Parlament zum Europäischen Vertragsrecht vom 11.7.2001, in ABl EG 2001 C 
255/1; die Entschließung des Europäischen Parlaments zur Annäherung des Zivil- und 
Handelsrechts der Mitgliedstaaten vom 15.11.2001, in ABl EG 2002 C 140/538 sowie 



1. Problemstellung 3

nationale Rezeptionserfolg des, auf dem Haager Einheitlichen Kaufrecht 
(EKG) fußenden10, UN-Kaufrechts eindrucksvoll unter Beweis, welchen 
großen Beitrag rechtsvergleichende Vorarbeiten – in diesem Fall jene von 
Ernst Rabel11 – zur Rechtsentwicklung leisten können. Vereinheitlichungs-
projekte wie die „Europäischen Vertragsgrundregeln“ und die 
„UNIDROIT-Grundregeln“ gehen ebenfalls aus breit angelegten rechts-
vergleichenden Studien hervor12.

Aus diesen Gründen versucht die vorliegende Arbeit zum einen der 
Rechtsanwendung dienlich zu sein13, indem für die italienische, österrei-
chische und deutsche Rechtsordnung sowie das UN-Kaufrecht das geltende 
Recht, einschließlich der für die Auslegung ausschlaggebenden Gerichts-
entscheidungen, hinsichtlich Durchführung und Rechtsfolgen der Ver-
tragsaufhebung bei nachträglichen Erfüllungsstörungen ausführlich darge-
stellt bzw. gegenübergestellt wird14.

Zum anderen ist es das Ziel der Arbeit, einen rechtspolitischen Beitrag 
zur Entwicklung des Vertragsrechts auf europäischer Ebene zu erbringen15,
indem die dargestellten Normen einer Analyse auf der Basis einer an der 

dessen Entschließung vom 2.11.2003, in ABl EG 2004 C 76/95; die Mitteilung der Euro-
päischen Kommission an den Rat und das Europäische Parlament: „Ein kohärentes euro-
päisches Vertragsrecht – ein Aktionsplan“ vom 12.2.2003, KOM(2003) 68 endg.; sowie 
deren Mitteilung an den Rat und das Europäische Parlament: „Europäisches Vertrags-
recht und Überarbeitung des gemeinsamen Besitzstands – weiteres Vorgehen“ vom 
11.10.2004, KOM(2004) 651 endg. Vgl. hierzu etwa Röttinger, ELJ 12 (2006), 807 ff.; 
Staudenmayer, EuZW 2003, 165 ff. Für einen allgemeinen Überblick zum „Gemeinsa-
men Referenzrahmen (GRR/CFR)“ im Rahmen des Forschungsnetzwerks (CFR-Net) vgl. 
Prisching, ZfRV 2007, 12 ff. Siehe auch schon die Resolutionen des Europäischen Par-
laments vom 26.5.1989 und vom 6.5.1994, in ABl EG 1989 C 158/400 bzw. ABl EG 
1994 C 205/518. 

10 Siehe nur etwa Schwenzer, in Schlechtriem/Schwenzer (Hg.), Kommentar, Einl, 26. 
11 Rabel, Das Recht I (1936), sowie ders., Das Recht II (1958). 
12 Dagegen wurden etwa dem Avant-projet eines Europäischen Vertragsgesetzbuches 

der – nach ihrem Leiter benannten – Gandolfi-Gruppe nur ein oder zwei nationale 
Rechtsordnungen als Vorbilder zugrunde gelegt (so auch Zimmermann, Restitutio in 
integrum, in Honsell/Zäch/Hasenböhler (Hg.), FS Kramer (2004), 735 f.). Für die Zwe-
cke dieser Arbeit wird das Avant-projet deshalb nicht in die nähere Betrachtung mitein-
bezogen. Siehe dazu jedoch Gandolfi (Hg.), Code Européen des Contrats (2000), 1 ff. 
und für eine deutsche Übersetzung der Artikel Schulze/Zimmermann (Hg.), Basistexte 
(2002), 473 ff. 

13 Zur Anwendung der rechtsvergleichenden Methode zu diesem Zweck siehe etwa 
Pizzorusso, Sistemi (1998), 156. 

14 Auf Lehrmeinungen wird nur bei Klärungsbedarf in Bezug auf die geltende Geset-
zeslage eingegangen. 

15 Für die Eignung der Rechtsvergleichung hierfür auch etwa De Simone, Profili 
(1995), 83 f.; Pizzorusso, Sistemi (1998), 157 f. Vgl. auch Schwartze, Rechtsverglei-
chung (2006), 78 Rz 6 ff. (83 Rz 18 ff.). 
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Funktion der Bestimmungen ausgerichteten, folgenorientierten Bewer-
tung16 unterzogen werden und hieraus – unter Einbeziehung der entspre-
chenden Normen der „privaten“ Vereinheitlichungsprojekte (EP und UP)17

– Kriterien und Anregungen für die Ausgestaltung einer angemessenen 
Regelung in einem – vermutlich optionalen – „Europäischen Vertragsge-
setzbuch“ oder in dessen Vorläufer, dem „Gemeinsamen Referenzrah-
men“18 entwickelt werden19.

16 Siehe hierzu unten 2.b. 
17 Obwohl keine verbindlichen Rechtsquellen (außer aufgrund Parteienvereinbarung), 

können diese „privaten“ Normenkomplexe bei Vorarbeiten zur Rechtssetzung sowie bei 
der Interpretation des geltenden Rechts von Nutzen sein. So Canaris, Die Stellung der 
„Unidroit-Principles“ und der „Principles of European Contract Law“ im System der 
Rechtsquellen, in Basedow (Hg.), Vertragsrechtsvereinheitlichung (2000), 5 ff., 15 f.; 
Stathopoulos, ZEuP 2003, 252. In diesem Sinne streicht Schauer, Grundprinzipien des 
Leistungsstörungsrechts im ABGB, UN-Kaufrecht und in den PECL – eine vergleichende 
Skizze, in Honsell/Zäch/Hasenböhler (Hg.), FS Kramer (2004), 631, heraus, dass die 
Europäischen Vertragsgrundregeln eine Grundlage für ein Europäisches Zivilgesetzbuch 
darstellen könnten. Vgl. auch Jung, Der Einfluss der UNIDROIT Principles auf das Ge-
meinschaftsprivatrecht (2007), 87 ff. 

18 Kürzlich haben die von der Europäischen Kommission damit beauftragten Wissen-
schaftlergruppen die „Interim Outline Edition“ des Akademischen Entwurfs für einen 
Gemeinsamen Referenzrahmen (Draft Common Frame of Reference – DCFR) publiziert; 
siehe von Bar/Clive/Schulte-Nölke (Hg.), DCFR (2008). In den für die vorliegende Arbeit 
relevanten Bereichen basiert dieser Entwurf einerseits auf den Principles of European 
Contract Law sowie auf den Principles of European Sales Law, während andererseits 
insbesondere die Europäischen Vertragsgrundregeln teilweise in veränderter bzw. weiter-
entwickelter Form aufgenommen wurden (vgl. ebendort, Intr. 54), weshalb auch diese 
Lösungen in die hier folgenden Überlegungen einbezogen werden. Vgl. zum Gemeinsa-
men Referenzrahmen etwa Jansen, JZ 2006, 536 ff.; Flessner, ZEuP 2007, 112 ff.; Zoll,
ZEuP 2007, 229 ff.; Magnus, ZEuP 2007, 260 ff.; Zimmermann, European Contract Law 
(2008), 204; Eidenmüller u.a., JZ 2008, 529 ff.; Schulze (Hg.), CFR and Existing EC 
Contract Law (2008); Leible, NJW 2008, 2558 ff.; Laimer, JBl 2008, 605 ff. 

19 Die Behandlung der Diskussion um die Notwendigkeit und Sinnhaftigkeit eines 
einheitlichen Europäischen Vertragsrechtes ist hier aus Gründen des geplanten Umfangs 
der Arbeit nicht möglich. Vgl. dazu aber Punkt 2.3 („optionales Instrument“) der Mittei-
lung der Europäischen Kommission an den Rat und das Europäische Parlament: „Europä-
isches Vertragsrecht und Überarbeitung des gemeinsamen Besitzstands – weiteres Vor-
gehen –“ vom 11.10.2004, KOM(2004) 651 endg. Zum angerissenen Problemfeld siehe 
etwa befürwortend Drobnig, Ein Vertragsrecht für Europa, in Baur u.a. (Hg.), FS Stein-
dorff (1990), 1145; Schnyder/Straub, ZEuP 1996, 33; Schwartze, Sachmängelgewährleis-
tung (2000), 3 ff.; Vogl, ZfRV 2004, 163; Micklitz, EuZW 1997, 229. Vgl. auch etwa 
Lehne, ZEuP 2007, 1; Alpa, NGCC 2003, II, 16; Lipari, R. trim. d. proc. civ. 2000, 7; 
Stathopoulos, ZEuP 2003, 243; Schwartze, Die Europäisierung des Privatrechts am Bei-
spiel des Kaufrechts, in Martiny/Witzleb (Hg.), Zivilgesetzbuch (1999), 33 ff.; Lurger,
Grundfragen der Vereinheitlichung des Vertragsrechts in der europäischen Union, eben-
dort, 157 ff.; Castronovo, R. comm. 1995, 1; Legrand, 60 Mich. L. Rev. 1997, 44; Cal-
liess, ZEuP 2006, 742; Herresthal, in Langenbucher (Hg.), Europarechtliche Bezüge 
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2. Methode 
2. Methode 

a. Rechtsvergleichung 

Für die Arbeit wird – wie oben bereits angeführt – die rechtsvergleichende 
Methode angewandt. Dabei wurden aus dem mitteleuropäischen Rechts-
kreis20 das österreichische sowie das deutsche Recht ausgewählt. Das ös-
terreichische Allgemeine Bürgerliche Gesetzbuch von 1811 (ABGB) ist in 
diesem Rechtskreis die an Jahren älteste noch in Geltung befindliche – 
wenn auch Teilrevisionen unterzogene – Kodifikation und zählt überhaupt 
zu den beiden ältesten Zivilgesetzbüchern Europas. Trotz des ehrwürdigen 
Jahrganges hält es für die Fragen des heutigen Geschäftsverkehrs durchaus 
angemessene Antworten bereit, wenn auch manches Mal im Verein mit der 
Rechtsfortbildung der Gerichte21. Demgegenüber wurde das deutsche Bür-
gerliche Gesetzbuch von 1900 (BGB) durch das Gesetz zur Modernisie-
rung des Schuldrechts (SMG) vom 29.11.200122 in seinem diese Arbeit 
betreffenden Teil erst kürzlich vollkommen überarbeitet. Das Schuldver-
tragsrecht des BGB kann somit sicherlich als eines der modernsten in Eu-
ropa angesehen werden und könnte damit als Grundlage für ein einheitli-
ches europäisches Gesetzbuch in Betracht gezogen werden23.

(2008), 52 ff. Auf der Basis empirischer Erhebungen Kämpf, Gewährleistung und 
Verbraucherschutz (2007), 1 ff. Zu den verfassungsrechtlichen Grundlagen siehe Zeno-
Zencovich/Vardi, The Constitutional Basis of a European Private Law, in Hartkamp u.a. 
(Hg.), Civil Code (2004), 205 ff. Vgl. auch Joerges, in FS Heldrich (2005), 205 ff.; Hes-
selink (Hg.), The Politics (2006), 3 ff. Siehe zu ökonomischen Gesichtspunkten etwa 
Mattei, ERPL 5 (1997), 537 ff. Zur Beziehung von regionaler Kaufrechtsvereinheitli-
chung und UN-Kaufrecht vgl. Ferrari, Uniform LR 2003, 177 ff. Warnend vor sehr ein-
fachen, vagen Gesetzesformeln Bydlinski F., Methodenlehre (2005), 44. Eher ablehnend 
etwa Reich, ZEuP 1994, 386. Kritisch auf der Grundlage von politisch-ökonomischen 
Überlegungen Gillette/Scott, IRLE 25 (2005), 446 ff. Für einen Überblick zum Europäi-
schen Privatrecht siehe Rainer, Europäisches Privatrecht (2007), 469 ff. 

20 Siehe nur Zweigert/Kötz, Einführung (1996), 130 ff., welche allerdings noch tradi-
tionell vom „deutschen Rechtskreis“ sprechen. 

21 Vgl. auch Griss, in Fischer-Czermak/Hopf/Kathrein/Schauer (Hg.), ABGB 2011 
(2008), 48; Welser, Reform des österreichischen Leistungsstörungsrechts, in Fischer-
Czermak/Hopf/Schauer (Hg.), Reformbedarf (2003), 63 ff. Kritisch Graf, ABGB forever? 
– Kritische Anmerkungen zur Aktualität des Allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuches, 
ebendort, 1 ff. Siehe zum ABGB und seinen Auswirkungen aber auch die Beiträge in 
Caroni/Dezza, L’ABGB e la codificazione Asburgica in Italia e in Europa (2006). 

22 Deutsches BGBl. 2001 I 3138. 
23 So etwa für den in dieser Arbeit behandelten Bereich Schwenzer, Rechtsbehelfe 

und Rückabwicklungsmodelle, in Schlechtriem (Hg.), Wandlungen (2002), 48. Ableh-
nend Dauner-Lieb, NJW 2004, 1432. Siehe auch Grundmann/Hoerning, Leistungsstö-
rungsmodelle, GWPLE 2007/16, 1, welche die Einbeziehung des deutschen Rechts in 
eine vergleichende Untersuchung von Leistungsstörungsmodellen befürworten, da es am 
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Die italienische Privatrechtsordnung wurde hingegen ausgewählt, da sie 
einem anderen, dem romanischen Rechtskreis, zugerechnet wird24, wobei 
der italienische Codice civile von 1942 (c.c.) allerdings Verbindungen zum 
mitteleuropäischen Rechtskreis aufweist, nachdem er von der deutschen 
Lehre ebenso beeinflusst worden ist25. Die Tatsache, dass in den Codice 
civile auch der vor 1942 in Italien in Geltung befindliche Codice di com-
mercio eingeflossen ist und ersterer nunmehr – im Gegensatz zu der öster-
reichischen und der deutschen Privatrechtsordnung26 – für alle Vertrags-
partner gleichermaßen, unabhängig von ihrem persönlichen Status als Pri-
vater oder Kaufmann bzw. Unternehmer, die typischen Vertragsarten 
regelt, stellt zudem einen höchst interessanten Aspekt aus rechtsverglei-
chender Sicht dar27. Die Arbeit will sich somit bewusst auf wenige konti-
nentaleuropäische nationale Rechtsordnungen konzentrieren, verschiedene 
fruchtbare Ansätze des civil law untersuchen und eine Ausuferung etwa 
auf den Bereich des grundsätzlich anders strukturierten common law ver-
meiden28, zu welchem ohnedies schon einige einschlägige Arbeiten vorlie-
gen29.

umfangreichsten auf die Herausforderungen durch das europäische Recht und das inter-
nationale Einheitsrecht reagierte. 

24 Siehe Zweigert/Kötz, Einführung (1996), 102 ff. 
25 Vgl. Wieacker, Privatrechtsgeschichte (1967), 502; Cian, ZEuP 1998, 218; Resch,

Spannungsfeld (2001), 24 f.; Zimmermann, Jura 2005, 292 f.; Trabucchi, Istituzioni 
(2007), 89; Canaris, Aspekte der europäischen Rechtsangleichung mit Hilfe von Richtli-
nien, in Canaris/Zaccaria (Hg.), Die Umsetzung (2002), 132; Gallo, Sistemi (1997), 192 
f.; Cappelletti/Merryman/Perillo, The Italian Legal System (1967), 167 ff. Vgl. zu dieser 
Wechselwirkung zwischen den zwei Rechtskulturen auch die Beiträge in Schulze (Hg.), 
Rechtswissenschaft und Staatslehre (1990). Konkret Bezug nehmend auf die Ver-
tragsaufhebung Schmidlin, Eur. DP 2001, 841 f. 

26 Siehe hier zum österreichischen Recht auch die Gedanken von Schauer, Integration 
des Handels- und Unternehmensrechts in das ABGB?, in Fischer-Czermak/Hopf/Schauer 
(Hg.), Reformbedarf (2003), 137; sowie zur deutschen Rechtsordnung die Überlegungen 
zum Zusammentreffen von Handelskauf und Verbrauchsgüterkauf von Hoffmann, BB 
2005, 2090. 

27 Für den Codice civile als mögliches Modell einer europäischen Rechtsvereinheitli-
chung Gandolfi, R. trim. d. proc. civ. 1995, 1073 ff. Siehe für Italien nun aber auch als 
„Gegenmodell“ den Codice del consumo (c.cons. – d. legisl. Nr. 206 vom 6.9.2005, in 
G.U. Nr. 235 vom 8.10.2005, supplemento ordinario Nr. 162), deutschsprachige Überset-
zung bei Bauer/Eccher/König/Kreuzer/Zanon, Verbraucherschutz (2007). 

28 Siehe allgemein zur Beziehung der zwei genannten Rechtskreise Reimann, Ameri-
kanisches Privatrecht und europäische Rechteinheit – Können die USA als Vorbild die-
nen?, in Zimmermann (Hg.), Rechtskultur (1995), 132 ff. 

29 Vgl. nur etwa Hellwege, Rückabwicklung (2004); Coen, Vertragsscheitern (2003); 
Meier, Irrtum (1999). 
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Das UN-Kaufrecht als Einheitsrecht für internationale „Handelskäufe“30

könnte ebenfalls bei einem europäischen „Vereinheitlichungsprojekt“ seine 
Spuren hinterlassen. Hat es doch nicht nur als Vorlage etwa bei der Erstel-
lung der Verbraucherkaufrichtlinie der Europäischen Gemeinschaft 
(VbrKfRil)31 gedient32, sondern es wurde ebenso zur vielbeachteten Dis-
kussionsgrundlage bei der oben erwähnten deutschen Schuldrechts-
modernisierung33. Als Nachteil des UN-Kaufrechts in dem in Rede gestell-
ten Zusammenhang könnte man anführen, dass es von jenen europäischen 
Staaten nicht ratifiziert wurde, deren Rechtsordnungen durch das common 
law34 geprägt sind35. Jedoch selbst die Verfasser der „privaten“ Vereinheit-
lichungsprojekte (UP und EP) haben intensiv auf das UN-Kaufrecht ge-
schaut36. Ihre Arbeit könnte an erster Stelle als Ausgangsgrundlage für 
eine europäische Schuldrechtsvereinheitlichung gereichen, zumal auch 

30 Nach Art. 2 lit. a) CISG sind die Geschäfte zum Kauf von Waren für den persönli-
chen Gebrauch oder den Gebrauch in der Familie oder im Haushalt vom Anwendungsbe-
reich des UN-Kaufrechts grundsätzlich ausgeschlossen. 

31 Richtlinie 1999/44/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. Mai 
1999 zu bestimmten Aspekten des Verbrauchsgüterkaufs und der Garantien für 
Verbrauchsgüter, ABl EG Nr. L 171 vom 7.7.1999, 12. 

32 Vgl. Nr. 5 der Begründung des Vorschlags für eine Richtlinie des Europäischen 
Parlaments und des Rates über den Verbrauchsgüterkauf und -garantien, in ZIP 1996, 
1845 ff. (nicht abgedruckt jedoch in ABl. EG 1996/C 307/8 ff.); siehe auch Magnus, Der 
Stand der internationalen Überlegungen: Die Verbrauchsgüterkauf-Richtlinie und das 
UN-Kaufrecht, in Grundmann/Medicus/Rolland (Hg.), Kaufgewährleistungsrecht (2000), 
79 ff. Zu Gemeinsamkeiten und Unterschieden zwischen dem UN-Kaufrecht und der 
Verbraucherkaufrichtlinie vgl. auch Kruisinga, ERPL 2/3 (2001), 177 ff. 

33 Zudem hat es Einfluss auf das in den 1990er-Jahren grundlegend überarbeitete nie-
derländische Gesetzbuch ausgeübt und wurde als nationales Kaufrecht von skandinavi-
schen Staaten übernommen. Siehe Schlechtriem, Abstandnahme vom Vertrag, in Base-
dow (Hg.), Vertragsrechtsvereinheitlichung (2000), 162. 

34 Siehe Zweigert/Kötz, Einführung (1996), 177 ff.; Koch/Magnus/Winkler v. Mohren-
fels, IPR und Rvgl (2004), 333 ff. 

35 So das Vereinigte Königreich und Irland. Weltweit sind die großen common-law-
Rechtsordnungen, wie die USA, Australien, Kanada oder Neuseeland, dem Abkommen 
jedoch bereits beigetreten. Siehe dazu etwa Schroeter, UN-Kaufrecht und Europäisches 
Gemeinschaftsrecht (2005), 23 ff. 

36 Vgl. UNIDROIT Principles 2004, Einleitung, XV; von Bar/Zimmermann (Hg.), 
Grundregeln (2002), Einleitung, xvii. Siehe auch Schlechtriem, Abstandnahme vom Ver-
trag, in Basedow (Hg.), Vertragsrechtsvereinheitlichung (2000), 162. Zum Einfluss des 
UN-Kaufrechts auf die UNIDROIT-Grundregeln sowie auf die Europäischen Vertrags-
grundregeln vgl. Flechtner, The CISG’s Impact on International Unification Efforts, in 
Ferrari (Hg.), Uniform Sales Law (2003), 169 ff. Siehe auch Zoll, ZEuP 2007, 229 ff. 
Siehe hinsichtlich des Abschnitts zur „Vertragsmäßigkeit der Waren“ in den PESL auch 
Heutger, Ein gemeineuropäisches Kaufrecht (2007), 188. 
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Juristen aus den sog. common law-Staaten an ihrer Erstellung mitgearbeitet 
haben37.

In der vorliegenden Arbeit wird versucht, jeweils einzelne Problemfel-
der38 aus den nationalen Perspektiven sowie diesbezüglichen dogmatischen 
Vorverständnissen herauszulösen, zu beschreiben und daraufhin die von 
den Normenkomplexen bereitgestellten Lösungen, welche die entspre-
chende Funktion erfüllen sollen39, einander im Wege einer „Mikroverglei-
chung“40 unmittelbar gegenüberzustellen. 

Diese Vorgangsweise verlangt nach möglichst „neutralen“ Bezeichnun-
gen, damit in der verwendeten Terminologie keine national ausgerichteten 
Konnotationen Einfluss nehmen41. Begriffe wie „Vertragsaufhebung“ und 
„Nichterfüllung“ finden international zunehmend Verwendung. In der 
deutschen Übersetzung wird sowohl im UN-Kaufrecht42, als auch in den 
„privaten“ Vereinheitlichungsprojekten (EP43 und UP44) der Begriff „Ver-
tragsaufhebung“45 sowie jener der „Nichterfüllung“46 angewendet. Ebenso 

37 Interessant in diesem Zusammenhang ist das teilweise große Maß an Übereinstim-
mung zwischen den zwei Regelwerken (vgl. hierzu Bonell, 9 Uniform LR (2004), 33 ff.; 
Bonell/Peleggi, 9 Uniform LR (2004), 315 ff., 325 ff.), obwohl sie in ihrer Zielsetzung 
verschieden sind, nachdem die UNIDROIT-Grundregeln sich als globales Vereinheitli-
chungsprojekt zum Recht der Handelsverträge verstehen, während die Europäischen 
Vertragsgrundregeln auf die europäische Rechtsvereinheitlichung im allgemeinen Ver-
tragsrecht abzielen. Siehe hierzu Zimmermann, ZEuP 2005, 267. 

38 Zur problemorientierten Vorgehensweise in der Rechtsvergleichung siehe etwa 
Schwartze, Sachmängelgewährleistung (2000), 17. 

39 Siehe hierzu unten 4.a. Vgl. grundsätzlich zur funktionalen Rechtsvergleichung et-
wa Koch/Magnus/Winkler v. Mohrenfels, IPR und Rvgl (2004), 314 f. 

40 So die Bezeichnung bei Zweigert/Kötz, Einführung (1996), 4 f., für die rechtsver-
gleichende Analyse, welche sich mit einzelnen Rechtsinstituten oder Interessenkonflikten 
beschäftigt. Vgl. auch Koch/Magnus/Winkler v. Mohrenfels, IPR und Rvgl (2004), 314. 

41 Schlechtriem, FS Müller-Freienfels (1986), 526, weist darauf hin, dass die „Ver-
tragsaufhebung in Terminologie, Voraussetzungen und Folgen am stärksten zersplittert“ 
ist. Siehe auch Clive/Hutchison, in Zimmermann/Visser/Reid (Hg.), Mixed Legal Sys-
tems (2004), 200; Fauvarque-Cosson/Mazeaud (Hg.), Materials (2008), 391 ff. Vgl. zur 
Problematik der mit Begriffen verbundenen Vorverständnisse in der Rechtsvergleichung 
auch etwa Kischel, ZVglRWiss 104 (2005), 14 f.; Koziol G., JBl 2008, 230 ff. 

42 Siehe etwa die Artt. 49, 64, 73, 80 CISG. Als „nicht unproblematisch“ bezeichnet 
von Coen, Vertragsscheitern (2003), 210. Zudem verwendet die amtliche Übersetzung 
des Übereinkommens für den englischen Ausdruck remedy im Deutschen den Begriff 
„Rechtsbehelf“ (im Italienischen rimedio), weshalb diese Begrifflichkeit auch in diese 
Arbeit Eingang findet. Vgl. Di Majo, Eur. DP 2007, 1 ff., 8 Fn. 13. Kritisch Flessner,
ZEuP 1997, 1183. Siehe auch De Nova, R. d. priv. 2003, 453. 

43 Vgl. etwa die Artt. 9:301 ff. EP. 
44 Siehe etwa die Artt. 7.3.1 ff. UP. 
45 Engl. termination, avoidance. Der Rechtsbehelf mit dem Namen rescission bezieht 

sich hingegen eher auf Entstehungsmängel. Siehe aber über die außerordentlich 
vielfältige und unterschiedliche Verwendung von Termini in diesem Bereich in der 
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finden sich in Italien etwa in den Artikeln 1453 ff. c.c. die Ausdrücke riso-
luzione del contratto und inadempimento, welche mit den genannten Beg-
riffen in das Deutsche übersetzt werden können47. In Österreich wird in 
§ 932 Abs. 1 ABGB gleichfalls von der „Aufhebung des Vertrages“ ge-
sprochen48, während der Terminus „Nichterfüllung“ in den §§ 920 f. 
ABGB angeführt ist49.

Im deutschen Recht hingegen ist etwa in den §§ 323 ff. oder 346 ff. 
BGB vom „Rücktritt“50 die Rede und stellt die „Pflichtverletzung“51 den 
zentralen Begriff in dem, von der Lehre52 so bezeichneten, „Recht der 
Leistungsstörungen dar“53. In der deutschen Fassung der Verbraucherkauf-
richtlinie wiederum entschied man sich für den Begriff „Vertragsauflö-
sung“. Schon Rabel54 wählt in der deutschen Übersetzung seines Entwurfs 
diesen Ausdruck aber bewusst nicht, da er nach seiner Meinung „zu sehr 
die zerstörliche Wirkung“ betone55.

Während allerdings das UN-Kaufrecht und die Vereinheitlichungspro-
jekte grundsätzlich einem einheitlichen Konzept der Vertragsverletzung

englischen Sprache etwa Sivesand, The Buyer’s Remedies (2005), 9 f. Vgl. auch Fried-
mann, in FS Heldrich (2005), 619. Art. III.-3:501 Abs. 2 DCFR spricht von termination 
of the contractual relationship, was Huber U., ZEuP 2008, 724, mit „Beendigung der 
vertraglichen Beziehung“ oder „Vertragsbeendigung“ übersetzt. 

46 Engl. failure to perform, non-performance; siehe dazu etwa Lando, Non-
Performance (Breach) of Contracts, in Hartkamp u.a. (Hg.), Civil Code (2004), 505 ff.; 
ders., RabelsZ 67 (2003), 237 Fn. 13; vgl. aber auch etwa Art. 25 CISG für den Begriff 
„Vertragsverletzung“ (engl. breach of contract) und Art. 82 Abs. 2 lit. c CISG für den 
Begriff „Vertragswidrigkeit“ (engl. lack of conformity); diese Begrifflichkeit findet sich 
übrigens auch etwa in den Artt. 4.101 ff. PESL). In der Sache bezeichnen die Ausdrücke 
jedoch genau dasselbe, so Huber, in Schlechtriem (Hg.), Kommentar, Art. 45 Rz 6. 

47 Vgl. hierzu die Übersetzung in Bauer/Eccher/König/Kreuzer/Zanon, Zivilgesetz-
buch (2004). 

48 Siehe aber auch in den §§ 918 ff. ABGB den Ausdruck „Rücktritt“. 
49 Vgl. Reischauer, in Rummel (Hg.), ABGB I, Vor §§ 918 ff. Rz 1 über den zentra-

len Begriff der Nichterfüllung; siehe auch Reischauer, JBl 2002, 168; Reischauer, in 
Hohloch/Frank/Schlechtriem (Hg.), FS Stoll (2001), 346. 

50 Nach der deutschen Rechtsdogmatik befreit der Rücktritt von den beiderseitigen 
Hauptleistungspflichten, lässt aber das Schuldverhältnis im Übrigen und insbesondere die 
nebenvertraglichen Schutzpflichten unberührt. Der Vertrag wird nicht aufgehoben, son-
dern inhaltlich in ein sog. Rückgewährschuldverhältnis umgewandelt. Vgl. etwa Staudin-
ger/Kaiser, Vorbem zu §§ 346-354 Rz 28, 31, 32 und 89 sowie § 346 Rz 65 f. und § 349 
Rz 1. 

51 Siehe etwa § 280 BGB. 
52 Für alle vgl. Emmerich, Leistungsstörungen (2005). 
53 Allerdings ist nach Grundmann, AcP 2004, 595 f., Fn. 71, der Terminus „Nichter-

füllung“ im internationalen Kontext gleichzusetzen mit „Pflichtverletzung“. 
54 Rabel, RabelsZ (9) 1935, 160. 
55 Siehe Schlechtriem, in Basedow (Hg.), Vertragsrechtsvereinheitlichung (2000), 

160.


